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Amtlicker Teil
Bewertung des Eigenverbrauchs der

Landwirte für die Umsatzsteuer
Di« Eigenverbrauchsrichtzahl für den Mo »rat Oktober 1923

berechnet sich im Landesfinanzamtsbezirk Karlsruhe auf 30
Milliarden . Diese Richtzaht mutz bei der monatlichen Ab -

schlagszahlung aus die Umsatzsteuer nach der Verordnung deS
MeichSlinanzministeriumS vom 4. August 1923 berücksichtigt
werden.

Die Sozial « und Kleinrentnerfürsorge
** Der ReichsackbeitSminister hat verfügt , datz die Unter ,

stützung für Sozial - und Kleinrentner infolge der Teuerung
eine Erhöhung erfahren soll.

Die llnterstützung für die erste Novemberhäifte war nach der
Reich- richtzahl vom 28 . Oktober berechnet worden ; es tritt
hierzu eine Nachzahlung bis zum 3 )4fachen dieser Unter - \
stützung, die spätestens bis zum 10. November bewirkt werden !

soll. !
Vorschüsse, die in der vorgeschriebenen Weise beim ArbeitS - >

Ministerium beantragt werden können, werden von diesem un¬
verzüglich überwiesen.

Wadiscber Landtag
Fmanzminister Köhler zum Staatspräsidenten

gewählt
Ka -vlsruh «, 7. November .

Nach vorausgegangenen Gottesdiensten ist heute vormittag
Badens Parlament im beflaggten Landtagsgebäude zusammen -

getreten . Haus und Tribünen waren gut besetzt.
Präsident Dr . Baumgartner eröffnet « % 13 Uhr die Sitzung ,

« uf der Tagesordnung stand zunächst die
Neuwahl des Präsidiums ,

die durch geheime Stimmenabgabe erfolgte . Bon 79 an¬

wesenden Âbgeordneten erklärten sich 76 für die Wiederwahl
des bisherigen Präsidenten Dr . Baumgartner , der das Amt

annaben mit der Versicherung gewissenhafter , unparteiischer

Geschäftsführung . (Drei Abgeordnete hatten sich der Stimme

enthalten )) Gleichfalls in geheimer Wahl erfolgte die Wieder¬

bestellung der ISibgg . Maier -Heidelberg (Soz .) mit 72 Stim¬

men zum 1 . und (ilebhardt (Landbund ) mit 84 Stimmen zum
2. Vizepräsidenten . Zu Schriftführern wurden wiedergewählt
die Abgg . Ammann .(Ztr .), Frau Fischer -Karlsruhe (Soz .) ,

Graf (Soz .) , Frau Richter <D . -Natlh , Frau Straub (Dem .)

und Ziegelmaier -Oberkirch (Ztr .) .
Nach Bestellung der verschiedenen . Ausschüsse in ihrer bis¬

herigen Zusammensetzung hielt Präsident Dr . Baumgartner

eine Ansprache .
Er zollte der rheinischen Bevölkerung für ihren heldenhaft »«

Kamps im passiven Widerstande heitzen Dank aller national

Gesinnten (Leibhafte Zustimmung ) .
Der Redner nwrf einen Blick auf die verMeifelte Lage un¬

seres Volkes . Die an verschiedenen Orten stattgefundenen Un¬

richen seien zu bedauern , da sie nichts nützten und nur un¬

geheueren Schaden brächten . Aufs schärfst« mutzten aber die

separatistischen Bestrebungen verurteilt werden wo immer sie

auch auftauchen mögen (Bravorufe ) . In Baden werde man

treuer denn je zum Reiche halten und taub und feierlich be¬

kennen, auf datz man es auch über dem Rheine höre : Deutsch¬

land , Deutschland über alles , und im Unglück nun erst rechtI

(Beifall ) . Es folgte
die Neuwahl des Staatspräsidenten .

Hierzu gab Abg . E>. Matzer -Karlsruhe die Erklärung ab , datz

sich seine Fraktion entsprechend ihrer früheren Haltung der

Stimme enthalten werde .
Abg . Weber -Baden erklärte für die volksparterliche Gruppe

gleichfalls Stiminenenthaltung , solange die einseitige Ab¬

machung der Koalitionsparteien - über die turnusgemätze Be¬

setzung des Postens bestehe . Gegen den zu Wählenden habe

man persönlich nichts einzuwendcn .
Abg . Kleiber äutzerte sich in gleichem Sinne .
Ab« . Ritter (Komm .) erklärte , datz er den Posten de» Staats -

Präsidenten für überflüssig halte .
Dir geheime Wahl ergab mit 55 bezw . 53 Stimme « die Be¬

rufung des Fiaanzmintsters Köhler zum Staatspräsiden -

tea und Unterrichtsminister Dr . Hellpach z» deffe« Stellver¬

treter .
Außerdem wurden 18 weihe Zettel abgegeben .
Minister Köhler übernahm sein Amt mit f» lge« der An¬

sprache:
Ihr Vertrauen verpflichtet mich , die Wahl anzuuehme « . Erste

und vornehmste Pflicht wird es mir sein , das Amt des Staats .

Präsidenten auf dem festen Boden und im Geist der Verfassung
zu führen , die das badische Volk sich selbst gegeben hat . An
die Spitze einer Regierung berufen zu sein , die in härtester
Lei » einem schwer leidenden Volke Führer und Helfer sein soll,

da -, vollste Matz der Hingabe , Wie «leine Kollege ^ ,

so will auch ich es geben . Dienst an der teuren Heimat wird
auch in der Zukunft des Gesamtkabinetts Leitstern sein .

Dem ausscheidenden Staatspräsidenten , Herrn Minister
Remmele , sage ich im Namen des StaatsministerimnS Dank
für die Arbeit , die er im abgelaufenen Jahre geleistet hat .
Hart und schwer waren die Aufgaben , die das Schicksal ihm ge¬
stellt hat ; er ist ihrer in vollem Umfange gerecht geworden . Seine
Umsteht und Tatkraft waren uns stets ein Vorbild , seine Ge¬
wissenhaftigkeit ein Beispiel .

Dumpfes Dunkel hüllt die nächsten Wochen ein . Der Ver -

tragsgegner
'

jenseits des Rheins raubt immer noch deutschem
Land und deutschem Volk die Ruhe zuin Schaffen und zum
Aufbau . Des grause » Elend » herbe Rot würgt unser Volk ,
das einst so Herrliche » vollbrachte . Die Furien der ArbeitSlosig -
keit, des Hungers und der Armut durchrasen die Gaue . Sie
wollen jedes Hoffen töten . Und immer neuer Jammer schlägt
an des Himmels Wölbung . Volksgenossen — bar der Pflicht
und in der Irr « — suchen des Bruderkampfes schwersten
Schimpf auf uns zu laden . Noch ist des Bürgerkrieges Grauen
nicht ganz gebannt . Ist «S des Mordens denn noch nicht genug ?
Sollen neue Ströme kostbaren Blutes die deutsche Erde röten ?
Vor wenigen Tagen legten wir des Herbstes Blumen auf die
Hügel unserer Gefallenen und dachten ihrer im Gebete . Sie
gaben imS das heilige Vermächtnis , das Reich zu halten und
zu stärken , das ihr Mut uns wahrte . Gedungene Verräter
drckhen jetzt diesem Werke !

Badens Volk in seiner grützten DLehrhett weist diese Felonie
weit , weit von sich . Einigkeit und Geschlossenheit haben de»
Landes Regierung und des Volkes Vertretung in großen Zie¬
len wirken lassen . So mutz, so soll es ferner sein . Für uns
klingt es wie Überfluß , dem Gleiche stets die Treue zu versichern .
Für uns —■ und ttirin ist sich die Regierung in allen ihren
Gliedern durchaus eins — ist diese Treue eine Telbstvrrstäudlich -
keit . Wir stehen fest zur Zentralgewalt des Reichs in diesen
schweren Tagen , wie wir stolz darauf waren , in glücklichen
Zeiten an ihrer Seite zu sein . Tie Reichsverfassung ist für
uns kein Spielball . Wir haben aber ein Recht zu erwarten ,
datz die Regierung des Reiches mit starker Auwrität und letzter
Kraft seinen Bestand schützt gegen Angriffe , woher immer sie
kommen . Wir verlangen , daß man endlich entschieden und um¬
fassend und ohne falsche Rücksichtnahme zugreife zum Bannen
der großen wirtschaftlichen Gefahren , welche das Sein des
deutschen Volkes bedrohen . Wir erwarten , datz der Länder Ei¬
genart Verständnis finde und sich auswirken kann , getreu der
großen Tradition im Rahmen des Gewordenen . Me aber
mahne ich eindringlich : die Wohnungen im deutschen Haus
jetzt nicht umzuändern , da das Haus im Brande steht . Die
große deutsche Einigkeit allein ist der Schild , der die Treuen um
das deutsche Banner am Rhein und Ruhr noch hält . Dort ringt
man um das Deutschtum , um den Bestand des deutschen Vv -
terlandes . In ihren schwersten Stunden ' soll die Südwesr -
mark brüderlich sie schützen. Darum rufe ich auf zur Einig -
keit auf diesem unserem Weg . dem Vaterland beizustehen .

Da » Fundament der Einigkeit ist das Vertrauen . Badens
Negierung steht im Vertrauen des Volkes . Die schaffenden
Stände , Industrie und Wirtschaft haben es erst in den letz¬
ten Tagen aufs neue bezeugt . Unsere Beamtenschaft tut un¬
ter den schwierigsten Lebensbedingungen vorbildlich ihre Pflicht .
Aus diesem Bewußtsein sch-wftn wir die Kraft zu festem Han¬
deln im Kampf gegen die Schrecken des Winters Helfen Sie ,
verehrte Damen und Herren , uns bei diesem schweren Werke .
Unser ganzes Volk aber möge sich versichert halten , Latz seine
Staatsregierung nichts Erlaubtes unversucht lassen wird , de»
Elends Herr zu werden . Kleinlichen Zank verbietet die Zeit .
Stellen wir das voran , was uns eint , auf Latz die großen
Opfer , die jetzt jeder bringt , nicht nutzlos vertan feien . WaS
wir ersehnen und hoffen , das kleide ich ein in den heitzen
Wunsch , der unS alle stark mache : Gott schütze unsere badische
Heimat , unser armeS deutsches Vaterland !

Den Worten des neuen Staatspräsidenten folgte lebhafter
Beifall .

Präsident Dr . Baumgartner schloß sich den Dankesworte »

für Herrn Remmele namens des Landtages an und nahm
daö TreuegelobniS de» neuen Staatspräsidenten gebührerH

zur Kenntnis .

Nachdem auch Minister Hellpach sich für die Annahme des

Stellvertreteramts erklärt hafte , teilte der Präsident mit ,
datz er dem Mmeister Dr . Th »« a zu seinem 80. Geburtstage
die Glückwünsche de» Landtags übermittelt habe , desgleichen
den früheren Mitgliedern des Hanfes , dien Herren Rebmann
und Go thein zu ihrem 70 .Geburtstage .

Nach Verlesung der gasreichen Eingänge , darunter mehrere

Regierungsvorlagen und Initiativanträge vertagte sich da »

HauS auf morgen , Donnerstag , 11 Uhr . Schluß 1 Ahe .
Heute nactzirittag firmen Ausschutzberatungen statt .

Die Ikeickskabmettskrise
Die Reichskabinettskrise schleppt sich weiter . In der Deutsche «

BolkSpartei hat der rechte Flügel einen Antrag gestellt , mit den
De » tsch« ati »aale » zu verhandeln , ob sie nicht bereit wären ,
mit den anderen bürgerlichen Parteien in eine Regierung
einzutreten oder ob sie wenigstens und unter welchen Bedin .

gungen sich einem bürgerl . Kabinett gegenüber neutral verhal -
ten wollten . Der Kanzler steht offenbar auf einem anderen
Standpunkt , seine Hoffnungen nach Ergänzung seines Kabi¬
netts durch einige neue Männer ohne Parlament . Störungen
weiterregreren zu können , werden durch den Antrag schwer
beeinträchtigt . Dtza' Deutschnationalen wollen bekanntlich nicht»
anderes als eine RrchtSdiktatur , wie ihre Entschließungen und
ihre Presse tägli — zeigen .

*
Nach einer weiteren Meldung lag der Fraktionssitzung der

Demokraten am Dienstag eine unverbindliche Anfrage der
Deutsche » Kolkspartei vor , wie sich die Demokraten Kr einer
Erweiterung der Regierung durch die Deutschnationalen stelle»
würden . Di « deutschnationale Fraktion hat sich bereit er¬
klärt , in die Regierung einzutreten , wenn ihr ein entsprechen¬
der Einfluß eingeräumt würde . In der demokratischen Frak¬
tion wurde eine Einbeziehung der Deutschnationalen in die
Regierung einmütig abgrlehnt . Es scheint, daß auch in der
Zentrumsfraktio « eine Mehrheit für die .Ablehnung einer
Kabinettsbildung mit den Denischnationalen vorhanden ist. Die
Demvkrate » sehen vorderhand keinen Anlaß , ihre Ministe «
auS dem Kabinett zurückzuziehen und nehmen eine zuwartend «
Haltung ein .

Aufrufe zur Verteidigung der Republik
Die brutsche demokratische Partei hat einen Aufruf erlassen ,

in dem es heißt :
Gewissenlose Verschwörer gefährden das letzte Gut , das uns

der Versailler Vertrqg gelassen hak: die deutsche Einheit .
Innere Unruhen und Bürgerkrieg würden mit eiserner Not¬
wendigkett die Auflösung des Reiches herbeiführen . Deutsche
Republikaner ! Demokraten ! Sammelt Euch zum Schutze de»
Reichs ! Lasset alle Meinungsverschiedenheiten , alle Verstim -
nrungen ruhen ! Wenn die Reichsregierung es für notwendig
halten sollte , im Sinne ihres Ausrufes Reichswehr ober Polizei
zum Schutze der Republik zu verstärken » haben die Waffen »«-
übten Demokrat ^ » dem Rufe des Vaterlandes Folge zu
leisten .

Der angekündigte Aufruf der Sozialdemokratischen Partei
fühntt aus :

Die Putschisten wollen den Kampf ! Die werktätige Be¬
völkerung , Arbeiter , Angestellte und Beamte stehen in erdrük »
kender Mehrheit auf dem Boden der Verfassung . Sie stehen hin -
ter denen , die den Willen haben , Deutschland vor der Herrschaft
wüster Prätorianerhorden zu schützen. Neben den Organen
des Reiches werden die Landesregierungen den Umsturz abzu¬
wehren haben . Auf ihren Ruf mutz jeder , der Freiheit lickbt,
jeder , der die Zukunft Deutschlands nicht zerschlagen lassen will ,
sich zur Verfügung stellen . Ein Heer von waffengeübten Rep «,
blikanern wird aus dem Boden wachsen , sobald es ausgerufen
wird . Bandenbildungen und Freikorpsformationen führen mcht
zum Ziel . Rur in Angliederung an die Organe der staat¬
lichen Gewalt kann und soll der Kampf um die Freiheit ge»
führt werden .

Das Zentrum und die Deutsche BolkSpartei scheinen vorerst
auf eigene Kundgebungen verzichtet zu haben .

*
Der Republikanische Reichsbund erläßt einen Aufruf , in dem

eS heißt : Wir deutsche Republikaner lassen die deutsche Re¬
publik nicht nntergehen ! Wir stehen zu ihr auch jetzt, wir
steherr zu ihr gerade jetzt, da sie um das Letzte und Höchste
kämpft , was sie in den Tagen des Zusammenbruchs aus den
stürzenden Trümmern des Kaiserreichs gerettet hat : die deut -
sche Einheit . Verbrecher ohne Scham und ohne Gewissen
schleudern in diesen Tagen die Brandfackel in den Bau der
Reichseinheit . Männer , die das schöne Wort Vaterland durch
salschmünzenden Mißbrauch schänden , legen die Axt an die
Wurzel des Reichs . Da mutz in zwölfter Stunde , der Alarm -
ruf ergehen : Republikaner vor die Front '. Ihr , deren Bor -

fahren einst unter dem schwarz -rot -goldenen Banner so uner¬
schrocken für das große Doppelideal deutscher Einheit und deut¬
scher Freiheit fochtefl : laßt Euch das Reich nicht rauben ! Wie
einst , so ist auch heute wieder Deutschland und Deutschlands
Einheit im Lager der Demokratie . Die Fahnen der Republik
find die Fahnen des einigen Deutschen Reiches . Rettet die
Republik ! Rettet das Reich !

In einem Aufruf des Allgemeinen Deutschen GewerkschaftS -

bundeS werden alle auf dem Boden der Reichsverfaffung ste¬
henden Bvlkskreise aufgerufen , sich zum Schuhe der Verfassung ,
und der Republik zur Verfügung zu stellen, wie auch die Ge -

werkschasterr selbst ihre Organisationen zur Abwehr bereit -

stellen .

Kreditermächtignngen ohne Befragung des Reichstags
Auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfaffung hat die

Reichsregierung eine Brrordnung erlassen , die als Ergänzung
einer früheren Verordnung in das Budgetrecht des Reichstag »
tief eingreift . Die Verordnung dehnt die vor einiger Zeit die

auf Grund de» Ermächtigungsgesetzes erlassene Verordnung
über die Valorisierung neuer Kreditermächtigungcn ftir die

Reichsregierung auch auf die Ermächtigungen aus , die vor der
Valorisiernngsverordnung erteilt worden sind , und zwar ohne
Schranken , zum mindesten also auf alle Ermächtigungen für
das Rechnungsjahr 1923 . 8 2 der neuen Verordnung bestimmt :

„Werden auf Mark gestellte Schatzanweisungeu zur Einlösung
fällig oder vorher vom Reich zurückerworben , so lebt die E - .
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mächttgung. auf Grund ieren fve angvstellt sind, in ihrer »r.
sprün- iiche« Höhe wieder auf . Nach der Verordnung sollen
in dem Matze, als die Papiermarkschatzwechselschuld des Rej.
cheS durch Einlösung getilgt wird , die früheren KreditermÄhtt-« >ngen wieder aufleben, und zwar, da der 8 1 der neuen
Verordnung auch für die früheren Ermächtigungen gilt , in
Ihrem valorisierten Betrage . Das praktische Ergebnis hier»
ton wäre , datz die Reichsregierung künftig wahrscheinlich über¬
haupt keiner « reditermüchtign«, durch das Parlament mehr
bedürfte,,die da früheren , wieder auf ! ebenden Krediterrnüchti-
gungen für einen langen Zeitraum auSreichen würden.

Die Mäbrungskrage
Tie Stabilisierung der Mark

Rach Berliner Meldungen find die Beratungen des Reichs»
kabinetts über , die Markstabillsieruug zum Abschluß gekommen .
Der Umrechnungskurs für die Mark werde wahrscheinlich noch
im Laufe des heutigen Tages bekannt gegeben ioerden.

Bei den bisherigen Besprechungen mit den Vertretern der
Wirtschaftsgruppen und der Banksachvcrständigen - hatte sicheine Übereinstimmung nicht erzielen lasten. Es wurden ver¬
schiedene Einlösuttgsmöslichkeitrn für Papiermark erwopen.Die Einlösung der Papiermark gegen Rrntenmark war schonin dem Vorentwurf zu dem neuen Währungsbankgesetz vorge¬
sehen , und zwar sollte die Papiermark gegenüber der Renten¬
mark,, dem alleinigen gesetzlichen Zahlungsmittel , als Scheide,
münze dienen , In der endgültigen Fassung des Rentenbank¬
gesetzes ' war dann diese Regelung aufgegeben worden und statt
besten blieb die Papiermark ohne feste Bindung an die Ren¬
tenmark gesetzliches Zahlungsmittel . Im freien Wirtschafts¬
verkehr würde sich, so war beabsichtigt , ein Kurs für die Pa - "
piermark herausbilden , zu dem später die Einlösung ! in
Rentenmark oder gegen die endgültig^ Goldmark vorgenommenwerden sollte . Eine gewiffe Stabilität der Papiermark hofftman dadurch zu erzielen, datz von dem Augenblick an , wo die
Rentenbanknoten ausgegeben werden ja die Papiermarknoten ,
presse stillgelegt werden mutz . Da sich nun aber die Ausgabe
her Rentenmark doch noch über den angekündigten Termin
hinaus verzögert und da der Warksturz inzwischen immer ge»
sährlichere Formen angenommen hatte , so scheint man vor
Inkrafttreten der Zwischenlösung der Rentenmark nun noch
eine andere Interimslösung einschieben zu wollen.‘ Als eine solche „Zwischenzwischenlösung " wurde in den Krei .
sen der Legierung die Einlösung der Papiermark in Goldan-
leihe erwogen. Voraussetzung für das Gelingen dieses Planes
ist vor allem , datz die Papiermarknotenpresse sofort stillgelrgt
werden kann und das setzt wiederum voraus , daß zur selben
Zeit wertbeständige Zahlungsmittel in genügender Zahl zur
Verfügung stehen . Da nun aber die Ausgabe der Goldanleihe
gesetzlich auf 509 Millionen Goldmark beschränkt ist, und hier¬
von bereits mehr als die Hälfte ausgegeben und zum erheb¬
lichen Teil vom Publikum zurückbehalten worden ist, so steht
zu befürchten, datz nach dem Eintausch des Papiergeldes sich
«ine große Zahlungsmittelknappheit bemerkbar machen wird .
Um dieser Gefahr zu entgehen, wird drittens geplant, eine
durch Steuer « besonders zu sichernde neue Eoldanleihe auf¬
zulegen , gegen die dann später zu einem bereits jetzt sestae -
legken Termin und Kursverhältnis die Papiermark eingelöst
werden soll. Als vierte Möglichkeit wird schließlich die Er¬
richtung einer Konverstonskasse erwogen» d. h. einer Kaste, die
mit genügend Devisen versehen ist, um für längere Zeit den
Eintausche von Papiermark in vollwertige Goldnote» zu garan¬
tieren . Eine solche Konversionskaste, die z . B . bei der argenti¬
nischen Währungsreform sich vorzüglich bewährt hat , setzt frei¬
lich eine Erfassung der Devisen in großem Umfange voraus .
Ob sich unter den jetzigen politischen und wirtschaftlichen Um¬
ständen eine derartige Devisenerfaflunq durchführen lässt er-
scheint zum mindesten zweifelhaft . Technisch würde die Kon-
dersionskaste in engem Konnex mit den Großbanken zu errich.
ten sein .

Welche von diesen Möglichkeiten die Billigung des Reichs»,
kabinetts finden wird , stand gestern noch

, dahin , aber gewiß ist.
datz man sich zu einer dieser Möglichkeiten entschlietzen wird,
denn die fünfte Möglichkeit, nämlich einsÄveilen garnuhts
zu tum ist nach der -Ankündigung der Reichsregicrung vom
letzten Samstag nicht mehr angängig .

Der Ausgabetermin der Reutenmark
scheint sich weiter zu verzögern, nicht nur aus technischen
Gründen , sondern wühl auch deshalb, weil man in den Kre, -
sen wer Wirtschaft wenigstens Ansätze zu einer Reform der
Reichsfinänzen verlangt . Amtlich wird mitgete ' lt, daß v, »
jetzt erst ein Betrag von 17% Millionen Mentenmark fertig -
gestellt ist. Am 12] November sollen es 105 000 000 und am
15 November soll eine Summe von 244 000 000 Rentenmark
hergestellt sein. Auch die Herstellung der Rentenmärkpfennige
ist in die Wege geleitet . Die Berliner Münze wird noch diese
Woche mit der Prägung beginnen . Der Tag der Ausgabe
der Rentenmark läßt sich noch nicht mit Sicherheit bestimmen,
weil eine sorgsame Verteilung über das ganze Reich vorge¬
nommen werden mutz . Man darf aber damit rechnen, datz
Rentenmark und Mentenpfennig sehr bald in den Zahlungsver¬
kehr eindringen . ' . v .

Das .Berliner Tagblatt " will allerdings wissen , datz die
Einführung der Rentenmark wahrscheinlich dennoch bereits
nächste Woche erfolgt. _

Politische Neuigkeiten
Die Prüfung der deutsche« Leistungsfähigkeit

Meuter berichtet aus Washington : Die beim Staatsdeparte¬
ment eingegangenen Mitteilungen besagen, datz Großbri¬
tannien , Italien und Belgien ein überei »k»mme« zugunsten
einer freien vollen Untersuchung der ReparationSfrage durch
heu Sachvecständigenausschutz erzielt haben .

London, Brüssel und Rom haben sich also hinsichtlich des
Konferenzplanes geeinigt, was schon die Meldungen der letz¬
ten Tage voraussehen ließen . Frankreich droht jetzt völlige
Isolierung . Bei dieser Sachlage begreift man das in Paris
herrschende Unbehagen, das umso größer ist , als sich Belgien
nun auch in der Frage des rheinischen Separatismus von
Frankreich abgewendet hat.

Die neue Rote «der die Milltärkontrolle
Dem Pariser .Temps " zufolge ist die neue Rose der Alliierten

über die Tätigkeit der Kontrollkommissionen nunmehr Deutsch¬
land zügegangen . Poinrarä hat die Note in seiner Eigenschaft
als Präsident der Botschafterkonferenz unterzeichnet . Die Ver¬
bündeten erinnern in der Not« an die früheren , ergebnislos
gebliebenen Aufforderungen , die sie in dieser Angelegenheit
an Deutschland gerichtet haben.

Die Reichsregierung wird aufs neue aufgefordcrt , alle Matz-
»ahmen zu treffen , damit die Kontrollkommissionen ihre seit
Monaten unterbrochene Tätigkeit wiederanfnehme « können.
Die Verbündeten verlangen zum Schluß , datz Deutschland die
M»tr vor Ende dieser Woche beantworte .

Maffenetttlafftrngen ln der Ruhrindustrie
Durch die katastrophal« Entwicklung der Verhältuiste,süp die

Erschaffung der zur Bezahlung von Lebensmitteln und Ge¬
hältern erchrderlichenMittel steht sich, wie die . Franks . Ztg ."aus dem Ruhrgebiet Meldet, die Großindustrie gezwungen,immer mehr Arbeiter und Beamte zu entlassen. Nachdem bis- -
her schon sämtliche ledige Beamte und das gesamte weibliche
Büropersonal von der Großindustrie entlassen worden sind,werden für den kommenden 15. November 50 Prozent dev»erheiratet «« Beamten gekündigt werden . Der Rest der jetzt
noch in der Industrie ' tätigen Beamtenschaft wird läglich nurvier Stunden beschäftigt bei einer Lohnverminderung um60 Prozent .

Bor der Schltrßung der Thyffenwerke. Nach einer Meldungder -.Kölnischen Volks-Zeitung " aus dem Ruhrgebiet haben die
Thhffenwerke durch Anschlag bekannt gegeben, daß sich die
finanzielle Lage des Werkes derart katastrophal verschlechterthabe, datz es gezwungen sei, vom 10. November ab sämtlicheBetriebe einschließlich der Büros zu schließen .

Dir Separistenputsche in der Pfalz
Am Montag haben die Sonderbündler in Kaiserslauternine »Freie Pfalz " als einen Teil der rheinischen Republikaüsgerufen . Der Landwirt Hans OrbiS, Reichstagsmitgliedund Führer der freien Bauernschaft , hielt davet eine Rede.

.Die zahlreich versammelte Menge antworte mit Pfuirufen .Alsdann verlas ein Sonderbündler eine Proklamation , in deru . a . milgeteilt wird, daß der Delegierte des Bezirks Kaisers¬lautern wegen der Unruhen , die angeblich am Nachmittag vor¬
gekommen seien, eine PerkehrSsverre auf unbestimmte Zeit
verhängen , würde . Die Sperrzeit beginnt abends 7 Uhr und
endigt um 6 Ahr morgens . Weiterhin sind Zusammenrottun¬
gen^ von mehr als 5 Personen verboten. In einem Anschlag
weisen die Separatisten darauf hin , daß sie von den Besat¬
zungsbehörden anerkannt seien und die Bürgerschaft sich in¬
folgedessen auf den Boden der Tatsachen stellen solle. Wie
verlautet , ist ein Friseur Pfaffmann zum Bürgermeister er¬
nannt worden . Das Verhalten der Franzosen kennzeichnetsich
dadurch daß am frühen Morgen schon, nachdemder erste Putsch
vor dem Rathause abgeschlagen war , französische Posten zu¬
sammen mit bewaffneten Sonderbündlern vor dem Besatzungs¬
amt auf - und abpatrouMerten . Gegen l41L Uhr als das Bür¬
germeisteramt gestürmt wurde , das, wie bereits gemeldet,
von der Polizei vorher entblößt worden war, folgte den Son¬
derbündlern eine guter Zug Kolonialtruppen , die die Sicher¬
heit des Rathauses übernahmen .

Eingreifen der Reichswehr 1« Thüringen
General Reinhardt in Stuttgart hat an das thüringische

Staatsminffterium ein Schreiben gerichtet, in dem er sich
darauf , beruft , daß täglich bei ihm zahlreiche Hilferufe der
thüringischen Bevölkerung eingelaufen wären , die um Beistand
gegen den Terror der proletarischen Hundertschaften Litten.
Diese Hundertschaften seien trotz der Weitergabe seines Auf¬
lösungsbefehls durch die thüringische Regierung in der Tat
nicht aufgelöst oder in republikanische Notwehren umgewandelt
worden . Er habe daher in Auftrag gegeben, bei der augen¬
blicklich bedrohlichen Lage in Thüringen durch die ihm zur
Verfügung gestellten Reichswchrtruppen der thüringischen Lcm-
despölizei einen festen Rückhalt zu geben und die . Auflösung
und Entwaffnung der Hundertschaften durchzuführen .

Am Dienstag morgen wurde die Stadt Gocha und die um¬
liegenden Ortschaften durch Reichswehrabteilungen besetzt. Ver¬
haftungen kommunistischer Führer wurden vorgenommen . Die
Druckerei des .Volksblattes " wurde besetzt und versiegelt.

*
Das Wehrkreiskommando V in Stuttgart teilt mit : Uber

die Ansammlungen von Kanrpsverbänden an der bayerischen
Nordgrenze werden aus thüringischer Quelle kommende, de-
unruhigende und stark übertriebene Nachrichten durch amtliche
Behörden verbreitet . Solche Marinmeldungen sprachen u . a.
von der Ansammlung von vier Jnfanterieregimentern , großen
Artilleriemasten und der Aufstellung von Batterien sogar auf
thüringischem Waden im eigenen Bezirk der meldenden^

Be¬
hörden u. dergl . mähr . Ta :sächlich steht- wie eine sorgfältige
Nachprüfung ergeben hat, lediglich bayerische Landespolizei,
allerdings verstärkt durch 2000 Mann Hilfspolizei , die den
ortsangesessenen Organisationen entnommen sind, > an der
Grenze . Daß Bewegungen von Truppen des Wehckreiskom-
rnanlws V an der thüringischen Südgrenzr stattgefunden hät¬
ten, ist unrichtig. Ebensowenig stehen Reichswehrtruppen der
sächsischen Division an der bayerischen Nordgrenze . — Die Zu¬
sammenziehung starker Kräfte an der bayerischen Nordgrenze
wird von bayerischer Stile mit den Zuständen in Thüringen
begründet , wo ein starker Terror kommunistischer Banoen
herrsche . Entschieden wird nach wie vor von amtlicher Stelle
erklärt , datz irgendwelche irregulären Truppenorganisationen
nicht in Rordbayern ständen.

Bayerische Dementis
In München wird zu einet Meldung, daß von den Vater -

ländischen oder sonstigen Kampfverbänden , die an der baye¬
rischen Nordgrenze versammelt find, an die Reichsregierung
ein Ultimatum gerichtet worden sei, binnen 24 Stunden auf
legalem Wege eine Militärdiktatur zu errichten, von amtlicher
Stelle erklärt , datz davon bei der Regierung nicht das geringste
bekannt sei. Irgend ein Zusammenhang zwischen der baye¬
rischen Regierung und der Drohung der Verbände sei nicht vor¬
handen. Vor allem wird als u»richtig erklärt , datz der baye¬
rische Gesandte v. Preger die Nachricht von dem Ultimatum
dem Reichskanzler übermittelt und datz er auch dem Reichsprä¬
sidenten davon Mitteilung gemacht habe. Preger habe ledig¬
lich dem Reichskanzler die Antwort der bayerischen Regierung
im Konflikt Lossow übermittelt und erläutert und ebenso habe
Herr v. Preger bei einem gelegentlichen Zusammentreffen dem
Reichspräsidenten die bayerische Auffassung über den Konflikt
dargelegt . Von amtlicher Stelle wird - nach wie vor bestritten»
datz eine Gefahr von den Kampfverbänden in Koburg drohe.
Diese seien lediglich zum Schuhe der bayerischen Grenze auf¬
gestellt , und sie hätten sich auch das Verdienst erworben , den
proletarischen Hundertschaften Waffen abzunehmen .

*
Nach Meldungen aus München hat der Gneralstaatskom -

missär v. Kahr versüßt, daß die .Frankfurter Zeitung "
, der

»Berliner Börsencourier ", di» »B . Z . am Mittag "
, der vor¬

wärts " und die . VossischeZeitung " im 'rechtsrheinischen Bayern
an Orten , die dem Publikum zugängig sind, weder feilgehalten»
verkauft, verteilt , ausgestellt, angeschlagen oder sonst verbreitet
noch zum Zwecke der Verbreittrng vorrätig gehalkcn, ange¬
kündigt oder angepriesen werden dürfen .

Vrnrze Oackrichten
Die amerikanischen Forderungen für die Lusitanla .

Reuter meldet : Lvr gemischte Ausschuß für die Entschä¬
digungsansprüche hat die amerikanischen Forderungen an
Deutschland wegen Ersatz für den Verlust an Menschenleben,
Gesundheitsschädigungen und Eigentumsverluste infolge der

Lsrprmrruug oer „vnutama - geprüft . werdenin Höhe von 22000000 Dollars für Verlust« anläßttckUnterganges der . Lufitania " gebilligt. - Dagegen wurden •
Dollaransprüche wegen Ersatz für Kriegsrisikoderficherun,»^mren, die von den amerikanischen Reedern bezahlt
sind , abgelehnt.

Die . Plünderungen in Berlin haben sich fortgesetzt. Es *„ □_den besonders starke Ausschreitungen im Scbeunenvlortelwobei die Menge jüdische Geschäfte plünderte und Juden <2der Straße ausraubte . Auch in anderen Stadtteilen
zu Plünderungen , wobei wiederum zahlreiche Bäckereien „ f!

*’
Schlächtereien, aber auch Konfitürengeschäfte, &onfe! tiongfäh ,unö andere Geschäfte heimgesucht wurden . Von« der Butter! -
großhandlung Reichel wurden verschiedene Filialen aus«,- .raubt . Bis Dienstag mittag wurden 400 Personen verhaftet.

Kahr „marxistisch ". In München wenden sich dte Handels,kammer, die Handwerkskammer, der bayerische ' Jndustriellen .-verband und andere Organisationen in einer Erklärung ge»-.
'
/die Maßnahmen dep GeneralstaatSkommiffarS , die durch dieEinführung der - sogenannten Festmark die Preise der Lebens .Notwendigkeiten zu stabilisieren versuchen sollten, und warne»vor den Folgen, die aus diesen „ in marxistischer Denkweise be.faugenen " Maßnahmen entstehen mutzten. "

Streikabstimmung im Bankgewerbe. Nach Wlehnung des von,Reichsarbeitsministerium gefällten Schiedsspruches für dosBankgewerbe, der nicht die von den Angestellten gesordetten
Goldlöhne borsieht. sollen nun die Bankangestellten in de«Betrieben über die Frage des Streiks abstinrmen.

Generalstreik in Polen . In ganz Polen wurden von den
Gewerkschaften der Generalstreik proklamiert . Die Streik.'sührer fordern vor allein Aufhebung der eingesührten Mist. '
tarisierung der Eisenbahner und der

'
Bolksgcrichte für Streik,delikte . Weiter erschwert wird die Lage durch die katastrophal

steigende Teuerung .
Ein serbisches Ultimatum an Bulgarien . Südflcwien hatultimative Forderungen wegen eines Mordanschlages auf den

südslaoischen Militärattache an Bulgarien gerichtet, das starkan das Vorgehen Mussolinis erinnert .
Eine Gegenrevolution in Griechenland ist nach zehntägigerDauer niedevgeworfen worden und die Regierung Gonatas,

'
die sich durch den Putsch 1922 zur Macht ausschwang, ist wie¬derum unbeschränkte Herrin der Lage. General Metaxas ist

'
geflohen, wie angenommen wind , nach England . Seine Ge.nerale und Offiziere sollen in Kürze von Kriegsgerichten av»
geurteilt werden.

Badische Nebersicht
Schlüsselzahlen

Badischer Einzelhandel : 100 (Vortag 100 ) Milliarden .Karlsruher Teuerungszahl ( mit Bekielduna ) : Stichtag 20. CSt. :13 923 019 035,74 (Vorwoche 4 625 807 768 .
Badische LandeSindexzifter (mit Bekleidung) : Stichtag 29. Ok¬tober : 14 623 837 055,57 ( Vorwoche 4 836 805 634 ).
Badische Landesinderziffer ( ohne Bekleidung) : Stichtag 29 . Ok¬tober : 12 : 688 232 043,42 ( Vorwoche 3 862 611504 ).
Reichsinbexziffer: Stichtag 29 . Oktober : 13671 Millionen (Bor.

Woche 3045 Millionen ).
Großhandelsindexziffer : Stichtag 30. Oktober : 18 700 Millio-

nen (Vorwoche 14 600 Millionen ).
. Gokdumrechnungssatz für die Reichssteuern 100 Milliarden .Goldmark 100 350 k>00 000 .

Zur lg . Ausgabe der Deutschen Arzneitaxe 1923 . Mit Mir -
kung vom 5. November 1928 wird die Schlüsselzahl für Ar»
beitsvergütungen auf 137 000 000 festgesetzt.

Regternngsseitige Bekämpfung der Notlage
Die Badische Regierung hat sich in ihrer Sitzung vom 2.

d. M . mit den Anträgen der sozialdemokratischen Landtags»
fraktion auf Bekämpfung der wirtschaftlichen Nottage beschäf-
tigt . Arbcits - und Finanzministerium wurden beauftragt be»
züglich der Schaffung von Notstandöarbeiten , wie AuSforstung
von Wäldern , Urbarmachung von brachliegendem Gelände usw„
die erforderlichen, wirtschaftlichen und finanziellen Prüfungen
anzustellen . Insoweit es nicht möglich ist, Arbeitsgelegenheit
zu schaffen soll im Hinblick auf den Währungsverfall aller
getan werden, um die Unterstützungssätze für Erwerbslose zu
erhöhen. Auf Antrag des Arbeitsministers wurde beschlossen,einen Staatszuschuß zu den BolkSspeisungen in den Städte »
zu gewähren. Für die Sicherung der Kartoffel - und Brcna -
stoffversorgung gibt der Staat den großen Prc »duzenten - und
Verbrauchergenossenschaften, wie den Gemeinden Kreditbürg¬
schaften . Dieselben sind in weitem Umfange in Anspruch ge¬
nommen worden . Von der von der sozialdemokratischen Frak¬
tion abgegebenen Erklärung für eine energische Verteidigung
der demokratischen Republik gegen alle Angriffe von rechts
und links und für eine unbedingte Wahrung der Reichseinheit
nahm die Regierung gebührend Kenntnis . Der Minister deS
Innern berichtete hierbei über den Stand der Bekämpfung des
vor kurzem drohenden kommunistffchen Putsche? und von den
Vorkehrungen , die polizeilicherseits gegen einen etwaige»
Rechtsputsch getroffen sind.

Die Teuerung in Baden Anfang November
Die Landesindexziffer für Lebenshaltungskosten (mit Be»

kleidung, stellt sich nach den Berechnungen des Statistische»
Landesamts vom 5. November aus 100 820 938,34 ( 1913/14
= 1 ) . Die Steigerung der Lebenshaltungskosten mit Beklei¬
dung gegenüber der Vorwoche (14 623837 066,5'

,h beträgt somit
604 Prozent . Ohne Bekleidungskosten stellt sich die Index »
ziffer auf 86 387 225 140,79 . Die Steigerung gegen die Vor¬
woche beträgt 697,6 Prozent .

Die badischen Goldschatzanweisnnge«
Bon Len badische« Goldschatzanweisuagen sind jetzt auch

kleinere Stücke über 1,05 Mark Gold — X Dollar (Nord¬
amerika ), über 50 Pfennig Gold = 11,9 Dollarcents und über
10 Pfennig Gold — 2,38 Dollarcents ausgegeben worden. Alle
3 Gattungen sind 9,6 : 6,7 Zentimeter groß. Sie sind auf
weißes Wasserzeichenpapier mit dunkel wirkenden Ellipse»
gedruckt . Der Untergrund ist doppelsarbig mit dlaugrau ge¬
zacktem Rande . Die Werffarbe ist bei den Stücken über 1,65
Mark Gold rotlila , bei jenen über 50 Pfennig Gold grünbla »
und bei jenen über 10 Pfennig Gold braun . Am linkTU etwas
verbreiterten Rande befinden sich die Reihenbezeichnung i»
schwarzer und die fortlaufenden Nummern in roter Farbe .
Im übrigen ist der Druck schwarz . Auf der Rückseite sind di«
Ausgabe - und Einlösungsbedingungen ausgcdruckt. ,



digcS Fnrmstrie - «nd Hanhelsgeld
für Mittetbadcn

- Li . -LandekÄmnmer
' Karlsruhe teilt mit : Die - zerrütteten

'^ ^ unaSverhältniffe haben eS erforderlich gemacht, dah Löhne
W^ « Äziter wenigstens zu einem Test auf wertbeständiger

' „MViae ausbezahlt werden. Industrie und Handel Mittel -

bemühen sich schon seit einiger Zeit , wertbeständiges
Wh soweit es nur irgend

' möglich ist, zu beschaffen ^ um es
^ Söbestern und Angestellten zuzuführen . ^ Leider îft dies

infolge des Mangels an -geeigneten Reichs- oder
^ ,svüvi<!ren nur in bescheidenem Umfange möglich gewesen.
^ ükttie

^
und Handel greifen daher zur Seöbsthilfe und haben

^ Sandelskammer für die Kreise Karlsruhe und Baden mit
"*£ « uSgabe von wertbeständigen Gutscheinen beauftragt . Der

der Herausgabe der Gutscheine besteht in der Hauptsache
Rcichsgoldanleihestücke und die neuen Reichsgobdschatz-

. ^ iiungen, die über größere Beträge - lauten , zu . stückeln,
!»« it man ein für den allgemeinen Berkehr verwendbares

wertbeständiges Zahlungsmittel erhält . Die Ausgabe der

^ ndelskammergutscheineerfolgt daher in Nucken zu 4.20 —

atfi — 1,05 — 0,42 — 0,21 Goldmark . Da das Reichsfinanz -

Ministerium Berlin für den Handelskammerbezirk Karlsruhe
7; . «usgabe von Gutscheinen ziemlich eng begrenzt hat , können

-nnäckst die Löhne nur zu einem geringen Prozentsatz wert -

ö-äändig bezahlt werden. Die Handelskammer Karlsruhe setzt

-uf das eifrigste ihre Bemühungen fort, einen größeren Be¬

trag von Gutscheinen ausgeben zu dürfen .

Firmen, die Handelskammergutscheine erwerben wollen,

wenden fick zweckmäßigerweise an ihre Bankverbindung, . die.

im Besitz der Ausgabcbedingungen für die Gutscheine ist. Vor

deren . Entnahm ^ ist ein gleichlautender Betrag in Reichsgold -

»nleibe, Jnterimsscheinen auf die Reichsgoldanleihe, Reichs-

goldschatzaniyeisungen oder Kaflenquittungen über Reichsgold-
' anweisungen zu hinterlegen .

Badischer Städteverband
DZ Der B . Städteverband hielt in der vorig . Woche unter dem

Vorsitz des Oberbürgermeisters Dr . Walz-Heidelberg im Rat¬

haus zu Karlsruhe eine Vorstandssitzung <ch. Den Hauptgegen-

stand der Beratung bildete, wie berichtet wird , die Versorgung

der Städte mit Lebensmitteln und Brennstoffen .

Die derzeitigen Schwierigkeiten in der Brotversorgung liegen
in der Überleitung der Getreidezwangswirtschaft in die freie
Wirtschaft , die von der Gesetzgebung nicht rechtzeitigvürhe »

reitet worden war . Taß die Städte hei dieser Überleitung nach
Kräften mitzuwirken entschlossen sind, bedarf keiner besonderen
Betonung. Bei ihrer katastrophalen Finanzlage . sind sie aber

außerstande, die für die Durchführung der Brotversorgung
erforderlichen außerordentlich hohen Mittel selbst aufzubringen .
Eine reibungslose Fortführung der Versorgung ist nur mög¬
lich, wenu den Gemindert ausreichende Kredite durch die

Rcichlbank auf längere Fristen in nicht wertbeständiger Form

zur Verfügung gestellt werden. Was für die Brotversorgung
gilt , muß in gleicher Weise auch für die Kartoffelversorgung
und für di« Brennstoffversorgung verlangt werden. Sonst ist
die Anlegung van Winterreserven ein Ding der Unrnöglichkeit .
Die Gründung eines Gcmeindehaftpflichtverbandes in Anleh¬
nung an die kommunale Feuerversicherung wird grundsätzlich
beschlossen . In arideren deutschen Ländern sind derartige kom¬
munale Haftpflichtversicherungen schon gebildet. Die Rückver .

sicherung soll bei den durch den deutschen Städtetag ins Leben

zu rufenden Rüchrersicherungsverbands genommen werden .
Die Ausbringung der Mittel - für die Erwerbslosenfürsorge _ift
am 1 . November 1923 neu geregelt worden. Bis zux Durchfüh .

rurig der Neuregelung fehlen den Gemeinden , die die Erwerbs -
! losenunterstützumgen auszubezahlen haben , die Mittel hierfür .

Es muß daher zur . Vermeidung von Schwierigkeiten verlangt
werden, daß das Land für diese «Übergangszeit die nötigen
Beträge zur Verfügung stellt . Wiederholt ist der Städteverband
dahin vorstellig geworden, daß das Land zur Behebung der Er »
werbelosigkeit umfangreich« Notstandsarbeite « in bic . Wege
leitet . Es soll in diesem Sinn erneute dringliche Vorstellung
erheben werden. Der Vorstand beschäftigte sich ferner mit einer
Reihe von weiteren Fragen , wie der Unterrichtszeit an den
Volksschulen , dem Hauswirtschaftsunterricht au der Mädchen-
sonbildungsschule, der Wohnungsmangelgesehgebung u . a .

Eine Entschließung der deutsch -demokratischen
Partei

Auf Einladung des württembergischen Staatspräsidenten
Dr . von Hiebrr und unter seinem Vorsitz waren , am Montag
die der Deutschen Demokratischen Partei angehörenden Mini¬
ster von Württemberg , Baden und Hessen sowie Abgeordnete
und sonstige Führer der Partei aus den drei genannten Län¬
dern und aus Bayern zur Besprechung der politischen Lage in
Stuttgart versammelt . Rach eingehender Erörterung aller
aktuellen Tagesprobleme , besonders auch der bayerischen Frage ,
wurde folgende Entschließung einstimmig angenommen :

»Die süddeutschen Vertreter der Deutschen Demokratischen
Partei die zur Aussprache über die politische Lage am 5. No¬
vember 1023 in Stuttgart zusammengetreten sind , halten ■un¬
erschütterlich an der Einheit des Deutschen Reiches fest, der alle
änderen Rücksichten unterzuordnen sind , und treten allen Ab¬
sonderungsbestrebungen in schärfster Form entgegen . Sie
sprechen die Erwartung aus , daß Bayern sich zu einer Verstän¬
digung auf dem Boden der Reichsverfastung entschließt. Sie
geben zugleich der bestimmten Erwartung Ausdruck, daß die
Regierungen der südwestdeutschen Länder bei der Lösung der
derzeitigen innerpolitischen Spannung die außenpolitische Lage
als Ausgangspunkt und Ziel all ihrer Entschließungen anneh -
uren . Unter diesem Gesichtspunkt stellen die versammelten Ver¬
treter an die Regierungen von Württemberg , Baden und Hes¬
sen das dringende Ersuchen, in enger Fühlungnahme zu blei-
den. Zum Schluß sprechen sie ihre Zustimmung zu der von
der Reichstagsfraktion in, der Krise der letzten Wochen einge¬
nommenen Haltung aus .

Am Sonntag hreddber Badisch« LandesauSschutz der Deut¬
schen lliberalea ) Bolkspadtei in Pforzheim eine Sitzung ab , die '

außerordentlich stärk besucht war. ReichstagSabgeordneter Dr .
EckrtiuS -sprach über die politische .Lage. An den Böetrag schloß -

. sich eine Aussprache an, als deren Ergebnis .festgestellt, werden-
- kann, daß die ganze badische Partei geschloffen hinter dem

Reichskanzler und seiner Politik steht. - Strcsrmann habe mit
' der Bildung der sogenannten großen Koalition recht gehabt, die
'• kommen mußte , uni alle die Kräfte zusammenzufassen, die

willens waren , in Einigkeit an dem - Wiederaufbau des Vater¬
landes mitzuwirken. Die Partei erwarte die schleunige Ein¬
führung eines wertbeständigen Geldes und verspreche den Re¬
gierung Stresemann ihre vollste Unterstützung.

Milchpreis und Milchversorftung
DZ . Die Regelung d. Milcherzeugerpreises in Baden erfolgte -

bisher nach den seinerzeit im Landesinklchpreisaüsschutzfestge¬
legten Richtlinien (Reichsindexziffer für die Lebenshaltungs¬
kosten plus Entwertungszüschlag mal Grundpreis ) jeweils für .
die Dauer einer Woche. Bei dem rapiden Fall der Mark waren
die festgesetzten Preis « ' schon am Tage des Inkrafttretens des
neuen Preises toeit überholt . Bis das Geld für eine Liefer -
Woche in den Besitz des Landwirts gelangte , war es so entwer¬
tet , daß der Gegenwert für einen Liter Milch nur noch Bruch¬
teile eines Goldpfennigs darstellte. Es konnte daher nicht
ausblerben , daß die Lieferfreudigkeit immer mehr schwand
und biks Milckversorgung der Städte sich verschlechterte . Die
weitere Beibehaltung des bisherigen Systems der Preisberech¬
nung und der Ausbezahlung der Milchgelder, würde zum gänzl .
Ruin der Milchversorgung führen . Es ist daher dringend not-
wendig , daß im Interesse der Milchversorgüng der Städte und
der Förderung der Milcherzeugung zur Festsetzung eines wert¬
beständigen- Milchpreises geschritten wird, -und daß die Städte
heute schon die Ausbezahlung der Milchgelder mit wertbestän¬
digem Gelde vornehmen . Wie verlautet , finden die Verhand¬
lungen hierüber am kommenden Donnerstag statt.

Die französisch -belgischen Kriegsgerichte,
die 4000 Deutsche für Jahre hinter Kerkermauern gebracht
baben, . haben weder nach dem Versailler Vertrag , noch nach der
französischen Rechtswissenschaft , noch nach dem Völkerrecht eine
Rechtsgrundlage für ihr Vorgehen.

Deshalb heraus mit den Gefangene« !

Urommunale Rundschau
Das Wohnungswesen in Karlsruhe

wurde in der gestrigen Preffcbesprechung auf dem RathauS
behandelt . Bürgermeister Schneider wies dabei darauf hi»,
daß auch die Wohnungsinieten aus die Dauer von der Berech »
nung nach Goldmark nicht ausgenommen werden könnten, zu¬
mal heute oft verhältnismäßig geringe Reparaturen ein Mehr¬
faches der vereinnahmten Gesamtmiete ausmachen . Es werde
die Absicht ventiliert , ab 1 . Dezember Goldmarkmieten einzu¬
führen . Er halte es für richtig , daß eine höhere Miete und
an Stelle der Wohnabgabe die Besteuerung des Hauses
komme . Die Hausbesitzer seien unter solchen. Bedingungen
bereit , die Summen der Wohnabgabe zu übernehmen . Prak - ,
tisch sei es auch ein Vorteil, wenn die Abgabe von 8000 Haus¬
besitzern statt von 140000 Mietern erhoben werde. Die gesetz¬
liche Wohnabgabe habe in Preußen doppelt so viel an Verwal¬
tungskosten erfordert, als sie eingebracht habe? In Baden
betrage die gesetzliche Wohnabgabe im Monat 600 Prozent
vom Steuerwert , die Karlsruher Abgabe betrage auf Grün¬
der wertbeständigen Festlegung durch den Bürgerausschutz
heute eine Milliarde Prozent vom Steuerwert oder in Gold
0,01 Prozent . In Karlsruhe betrage also die städtische Woh¬
nungsabgabe das l,y Millionenfache der gesetzlichen Wohnab-

pabe, was einem Ertrag von 500000 Goldmark entspreche . Die

Verwaltung erfordere, im Durchschnitt 14 Beamten aus der

Gruppe VI , so daß die Unkosten hoch angerechnet 50 000 Golid-
mark betragen würden. Das sei etwa 10 Prozent des Wohn-
abgabeertrages .

Für die Unterhaltung der Häuser müsse Durchgreifendes ge¬
schehen . In Karlsruhe könnten dadurch etwa 800 Arbeiter . im
Jahr Beschäftigung finden. Die Fertigstellung von 200 Woh¬
nungsbauten in Karlsruhe , die durch die Wohnabgabe bestrit-

,ten werde, erfordere insgesamt einen Aufwand von 1,2 Mil¬
lionen Goldmark. Dieser Betrag würde außer durch die Wohn- ,
abgabe von den Interessenten aufgebracht werden. Der ' jähr¬
liche Bedarf betrage aber 600 Bauten in Karlsruhe und dafür ,
müßten statt lis Pfennig Wohnabgabe etwa 40 Pfennig auf¬
gebracht werden.

Bei Festsetzung der Mieten in Gold würde die Wohnungs -
' Zwangswirtschaft bereits außerordentlich vereinfacht werden.

Nur mehr ganz wenige Leuten wird es möglich sein, größere
Wohnungen zu halten . Aber dafür würbe die Wohnungsnot
verringert . Dem Wohnungsamt blieben dann nur mehr fol¬
gende Aufgaben : 1 . Feststellung der Reihenfolge der Leute , die
wohnungsberechtigt sind und in Dringlichkeitsfällen eine Woh¬
nung nrieten dürfen . 2 . Die Genehmigung der Mietverträge
(Kontrolle der Vordringlichkcitund Tauschfalle) . 3. Dafür zu
sorgen, daß diejenigen, welche gesetzwidrig eine Wohnung be¬
zogen haben, mit Hilfe der Polizei aus der Wohnung zu ent¬
fernen . In Karlsruhe fehlen etwa 3000 bis 2500 Wohnungen ,
also etwa ebensoviel wie 1020. Wenn die höheren Mieten
kommen, könne man mit einem Rückgang auf die Hälfte rech¬
nen, da viele Leuta die großen Wohnungen aufgeben würden ,
ans deuen bann zwei Wohnungen gemacht werden könnten.
Karlsruhe könne als die Stadt der zahlreichen Eheschließungen
bezeichnet werden. Im Jahre 1913 seien insgesamt 1050 Ehe¬
schließungen zu verzeichnen gewesen , die sich dann nach dem
Kriege auf 2600 gesteigert hätten und jetzt würden immerhin
noch etwa 1600 Eheschließungenvorgenommen werden. Dieser
Drang zur Eheschließungsei ohne Zweifel auch auf die dadurch
hervorgcrufene Vereinfachung auf wirtschaftlichem Gebiete
zurückzuführen.

Aus der Landeshauptstadt
Erwerbslosen verfämmluns . Mit Ermächtigung d«S Wehr¬

kreiskommandos V ist die für Donnerstag , den 8. November
in Karlsruhe angesetzte Versammlung , der Erwerbslosen von
der Polizeidirektion nicht genehmigt worden.

Falsche Reichsbanknoten zn 500 Millionen Mark. Bon tfen
Reichsdanknoten zu - 500 Millionen Mark der ersten Ausgabe
vmn 1 . September 1L23. find Falschstücke aufgetaucht. Das
Papier dieser Stücke unterscheidet sich wesentlich hon dem ech-
ten durch seine Glätte auf der Vorderseite, das Druckbild ist
auffallend grau und verschwommen . Vor Annahme dieser
Falschstücke wird gewarnt .

Schutz gegen Einbruch und DieSstahl. Die heutigen un-
.sicheren Verhältnisse - und die jetzt eintretenden langen Nächte
. machen einen besonderen Schutz für Wohnungen, Keller. Spei¬
cher, Geschäfts - und Lagerräume doppelt nolwendig. Es fei .
deshalb erneut auf die amtliche Landesberatungsstell« , um
Schutz gegen Einbruch und Diebstahl in Karlsruhe hingowie-
sen, die unentgeltliche und unparteiische Auskunft über Tür -
und Fenstevsicherung und sonstige Schutzmaßnahmen schrift¬
lich und mündlich erteilt . Sprechstunden sind jeweils Dienstag
und Donnerstag von 10—12 Uhr, auf vorherige Anmeldung
auch an anderen Wochentagen. Die Landcsberatungsstelle be-
findet sich in der ehemaligen Grenadierkaserne . Eingang
Mücherstrahe , gegenüber dem Städtischen Krankenhaus .

« uswaaderung von weiblichem Hausperfonal . Neuerdings
wandert wieder weibliches deutsches Hauspersonal , angolockt
durch den günstigen Stand der ausländischen . Valuta , in zu¬
nehmendem Maß « nach dem AuÄande , insbesondere nach Hol¬
land aus , um dort Stellung zu suchen. Es sei deshalb er.
neut darauf hingewiesen, daß zurzeit gerade in Holland, wie
von gut unterrichteter Seite mitgeleilt wird ein Werangebot
von weiblichem Hauspersonal besteht. Die jungen Mädchen
werden deshalb an Orr nd Stelle oft enttäuscht werden, sie
reisen nach größeren Städten und Hafenplätzen weiter und
fallen dort , meist völlig mittellos , leicht gewissenlosen Mädchen-
Händlern in die Hände, die sie zur Fahr - nach Südamerika zu
verleiten suchen . Das weibliche Hauspersonal sei deshalb vor
einer planlosen Auswanderung nach dem Ausland erneut
dringend gewarnt .

Warnung wir einem geschäftlichen Manöver . Neuerdings
wird auch in Badem vor allem auf dem Lande, ein geschäft¬
liches Manöver versucht, vor dem nicht dringend genug ge¬
warnt werden kann . Gewisse Existenzen bieten der BevöRe-
rung Anzüge , Schuhe , Fahrräder und ähnliche Bedarfsgegen¬
stände an , ohne Bezahlung , selbst Bich, lediglich gegen die
Verpflichtung , die natürlich schriftlich bestätigt werden muß,
zum 1. Mai 1924 den Betrag zu bezahlen. In der Verpflich¬
tung ist nicht sestgelegt, ob der Betrag in Goldmark oder einer
anderen vielleicht gültigen Neumark oder wie sonst zu be¬
zahlen ist . Hier liegt ein übles geschäftliches Manöver vor,
vor dem alle Leichtgläubigen dringend gewarnt fein sollen .
Wenn heute z. B . ein Anzug gekauft wi ' d, mit der Zah -
lüngLpflicht von foundsoviel Mark am 1 . Mai 1934, so kann
diese Summe bei der Unklarheit unserer Geldentwertung am
1 Mai 1934 eine Höhe erreicht haben, die alle heutigen Be¬
griffe übersteigt . Handelt es sich aber um größere Werte, wie
vielleicht Vieh oder Maschinen, so kann dem Käufer, oder
wenn er inzwischen sterben sollte, seinen Hinterbliebenen eine
Verpflichtung erwachsen, die sie nicht mehr erfüllen können .
Deshalb sei erneut ' vor derartigen geschäftlichen Manövern
aufs dringendste gewarnt .

Landestheater . Außer der heute stattfindenden Aufführung
von Verdis » Rigoletto ", in der die Partie des Herzogs Herr
PeterS singt, sieht- der Opernspielplan dieser Woche für Frei¬
tag , den 9. eine Wiederholung von Beethovens „Fidelio"

(Be¬
ginn 7 Uhr ) und für Sonntag , den 11 . eine solche von Pucci-
nis „Tosca " (Beginn 6,Mm Uhr) vor . Die Besetzungen sind be- -

kannt . — Am Dienstag , den 13. findet eine Neueinstudierung
von Millöckers dreiaktiger Operette »Der Bcttelstudent" statt .
Die szenische Leitung hat Herr Oberregiffeur Bussard inne,
die musikalische Leitung Herr Kapellmeister Schund vom Stadt¬
theater in Graz , der für die Zeit des Amerika-Urlaubs des
Herrn Lorentz die Vertretung des Herrn Schweppe übernom¬
men hat .

Dandel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

» rtl . gkrtimr Sur . t>. 8 . 9>c».
« <lb » rief

Amsterdam . . 144 588 000 000 .- 145 412 000 00a *

Kopenhagen 73017000 000 .— 73383 000000 . *

Italien . . . 18 953 000 000 .— 19 047 000 000 »

London . . . 1895250 000 000 . - 1904 750 000 000 . 5

Rcwyork . ■ . . i 418 950 000 000 . - 421 050 000 000 . "

Paris . . . . 24 339 000 000 -- 24 461000 000 . *

Schweiz . . . 75 411 WO 000 . - 75 789 000 00a *

Prag . . . . 12 469 000 000. - 12531000000 . *

D« tlefn« Ziffer txbtulrt Me Zuteilung in Prozent
Vom deutschen Zuckermarkt. Der deutsche Zuckermarkt ge»

staltet sich in diesem Jahre ungünstiger als im vorigen Jahre .
Die Zahl der verarbeitenden Fabriken ist zwar um eine, d. h.
von 263 auf 364 , gestiegen, aber diese 264 Fabriken dürften
nach ziemlich sicherer Schätzung in diesem Jahre nur 75 .7 Mil -
lionen Doppelzentner gegen 93,7 Millionen Doppelzentner im
Vorjahre verarbeiten . Das würde einen Rohzuckerwert von
11,8 gegen 14,5 Millionen Doppelzentner entsprechen. Bei
der Rübenverarbeitung ergibt sich gegenüber dem Vorjahre
eine Verminderung um rund 19 Prozent bei der Zuckererzeu.
gung um rund 18 Prevent . Diese Verminderung ist zurück-

E en einmal auf den verminderten Anbau der Zuckerrübe,
r auf die strichweise ungünstige Einwirkung des Sommer ,

weiters , speziell in Süddeutschland. Bedeutend fallt aber
auch ins Gewicht, daß das teure Kraftfutter jetzt vielfach durch
die Zuckerrübe ersehj wird.

Methode Ritter
▲ Sprachlehi —lnstKut

Anmeldungen täglich für Kurse und
Privatstunden

{ LeopoldstraBe I
(am Kaiserplatz )

♦

Badisches Landestheatei *.
Donnerstag , 8. Nov . 77, - 9 Uhr . Sp . I3 .50M .

Gleichzeitig für Volksbühne M 1 .

.Neu einstudiert: Hanneles Himmelfahrt
Traumdichtung in 2 Teilen von Geih . Hauptmann .

bewährter GSte und |
[ reicher Auswahl zu sage »

messen?« Preise* fegren I
Barzahlung oder auf Teil¬

zahlung .
Eigene Verkaufsstellen :

I KarUrshe , Karl - Friedrich - |
steaSe 2z

Freifrurg , Metigerao 6
I Bruchsal . Gewerbehsile am I

Markt $ .893
I Pforzheim . Theaterstr . »5 ]
j Offenburg , Steinstiaße x
I Mesbach , Hauptstraße 12
j Mannheim , Schloß , recht .

Hügel , Rettb .

Bad .Baubund
G. m . b. H .

Aememsltztger MöbHvertrjeb
Karlsrufc« , am Rondellplatz
_ Telephon sis ?

Rite ßold -
, Silber- Bid

Platin -fiegeDstlotfe
kauft » .887

Juwelier , Kaisers «*. 243 ,
Telephon 5156 .

MülcheSBrrbestAtmia -er
NeiHMWirektloii Karlsruhe .

Grundtarif : Doppelte
Durchfchnittsftiedcnssätze.

Die Reichsbahndirektion
teilt den täglichen Umrech¬
nungskurs den Dienststel¬
len am Vorabend telegra¬
phisch mit.

In der außerordentli¬
chen Generalversammlung
vom 9 . JOktober ds . IS .
wurde Herr Direktor Dr .
Deutsch-Zeltmann , Mün¬
chen, in den Auffichtsrat
unserer Gesellschaft ge¬
wählt . Auf Grund des
8 70 BLi .G. ist das Be-
triebsratsmitzliedChristian
Pfalzgraf , Magazinsver -
ivalter , an Stelle des Eu¬
gen Reich, Werkmeister , in
den Auffichtsrat unserer
Gesellschaft entsandt wor¬
den . © .891

Ducklach, 6 . N0V . 1923.
Maschinenfabrik Gritzner

Aktiengesellschaft.
Äi u ck st n h l. B r u u n.

Neubegründung der Psychologie von
Mann und Weib

von

Dr. M. VAERTING
Band II :

Wahrheit u. Irrtum in der
Geschlechterpsychologie

Grundpreis broseb . 4 II ., geb . 5 M.

Ausführliche Drucksache kostenfrei

VerlagG . Braun, G . m .b. H, Karlsruhe kB.
Karlfriedrichstraße 14
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Lezüge der Beamten um für das
erste Novemberviertel

Die für das 1 . Rovemberviertel (1 .—8. Nov.) ursprünglich
auf 2 031000 festgesetzte Meßzahl ist nachträglich zunächst
verdoppelt worden, hat also 4 062 000 betragen .

Die Nachzahlung hatte deshalb auf der Grundlage von
4 082000 - 2031000 = ^4

zu erfolgen. Sie betrug ein geringes mehr als der in Baden
bereits auf 1 . November durch die Besoldungsrechner zur
Überweisung gekommene Betrag ldamalS Multiplikator 493750 ,
da der schon durch die LandeShauptkaffe für S.—30. Rov- 1923
angewiesenen Betrag dabei in Anrechnung zu bringen war ).

Die obengenannte Metzzahl von 4 062 000 wurde inzwischen
weiter erhöht und zwar zunächst auf 6093000 und schlietzlich
auf 10155 000, sodatz abermals Nachberechnungen nötig fielen
(nämlich Nachzahlung in Höhe des dreifachen Betrags der
auf 5 . November 1923 geleisteten Zahlung ).

Der für I .—8. November insgesamt zuständige Be¬
trag beziffert sich demzufolge in dem von uns früher heran -
gezogenen Beispiel bei einem GcsamtmonatSgrundbetrage
vom 1114000 M.
ergänzt um den Grundbetrag des örtlichen Son¬

derzuschlags <18 v. H. von 1114 000 M . und
aufgerundet auf volle TauseBd Mark) 201000 M.

zusammen 1 315 000 M.
also aus — —— * -- 3339156 250000

oder aufgerundet 3 339200 Millionen M.

Die Personal - Abbau- Verordnung
□ Das jüngst erschienene Reichsgesetzblatt Rr . 108 (ausge¬

geben am 30. Oktober 1923 ) enthält die Verordnung zur
Herabm inderung d er Personalausgaben des
Reichs (Personal - Abbau - Verordnung ) . Bei
dem grotzen Interesse , das dieser Verordnung in Beamten¬
kreisen entgegengebvacht wird, soll auch hier des Näheren aus
sie eingegangen werden.

Ursprünglich war ja die Rede von einem Beamten-Abbau-
Gcsetz. Bei der Entwicklung der Dinge , wie wir sie seit
einem Monat erlebt haben, kann es nicht mehr wundernehmen,
datz auch die Regelung dieser - Angelegenheit, auf das Er -
machtigungsgesetz gestützt , nun im Verordnungswog erfolgt.

Die unrsangreiche Verordnung greift nicht nur in daS
Reichsbeamtengesetz ein , fie ändert und ergänzt auch
gewisse Vorschriften des Besoldungsgesetzes , ferner
des BesoldungSsperrgesetzes und des Gesetzes betr.
Aufhebung der Militärgerichtsbarkeit , sowie
auch eine Reihe v» , gesetzlichen Bestimmungen im Versor -
gungS - und FüTforgewesen . Daneben betritt sie aber
auch rnntig neues Land , namentlich in ihren Bestimmun¬
gen über die Bersetzbarkeit in den Ruhestand, die >damit zu¬
sammenhängenden Fragen der Zusicherung von Ruhegehaltoder Gewährung von Abfindungssummen , wegen der haus ,
baltsrechtlichen Auswirkung , der Kürzung der Versoogungsbe-
züge bei Prrvateinkommen , der Kündigungsmöglichkeit gegen-
über weiblichen Beamten ustv., nicht zuletzt durch die Sicher¬
stellung der Ausdehnung all dieser Msaßnahmen aus Länder
und Gemeinden.

Die Änderungen des Reichsbeamtengesetzes
beziehen sich u. a . auf die Möglichkeit der Versetzung des Be¬
amten in ein anderes Aint derselben oder einer gleichwertigen
Laufbahn , auch von geringerem Range und planmähigem
Diensteinkommen ; in letzterem Falle behält der Beamte seine
bisherige Amtsbezeichnung utiii) das Diensteinkommen der bis¬
herigen Stelle . Das Wartegeld beträgt 40—80 v. H.
es bei der Berechnung des Ruhegehalts zugrundezulegenden

Dienstcinkominens. Volle Gehaltszahlung hört aus und Ver¬
setzung in den Ruhestand tritt ein mit Ablauf des Monats (bis¬
her des Vierteljahrs ) der auf den Monat folgt, in dem dem Be¬
amten die Entscheidung über seine Versetzung in den Ruhestand
bekanntgemacht worden ist. Nach der nun geänderten Fassungdes 8 60 a RDGes. tretenReichsbeamte mit AD laufdes Monats in den R n he st a n d , der auf den Monat
folgt, in dem sie das 65 . Lebensjahr vollendet
haben was in Baden schon seit dem 1 . April 1910

kickt ) . Bei Mitgliedern des Reichsgerichts, des ReichSfinanzho-fes und des Rechnungshofes deS deutschen Reiches tritt anStelle des 66. das 68. Lebensjahr .
Von einschneidender Bedeutung sind die Bestimmungen inArtikel 2 und 3 der Abbau-Verordnung . Sie besagen imWortlaut :

Artikel S.
Versetzung hex über achtundfünfzig Jahre alten Aeichsbeamte»

i« de» Ruhestaad .
1 . Reichsbeamte, die das achtundsünfzigste Lebensjahr vollen¬det und eine ruhegehaltsfähige Dienstzeit von wenigstens10 Jahren zurückgelegt haben, Linnen auf ihren Antrag mit

Zustimmung der obersten Reichsbehörde ohne Nachweis der
Dienstunfähigkeit unter Bewilligung des - gesetzlichen Ruhege¬halts in den Ruhestand versetzt werden, sofern ihr Ausscheidenim Jntereffe . des Abbaues des Beamtenkörpers ihrer Verwal¬
tung liegt.

2. Den Antrag stellen :
a) Beamte , die beim Inkrafttreten dieser Verordnung be¬

reits das achtundfünfzigste Lebensjahr vollendet haben,innerhalb dreier Monate nach Inkrafttreten dieser Wer-
ordnung ,

b) Beamte , die das achtundsünfzigste Lebensjahr erst nach
Inkrafttreten dieser Verordnung vollenden, innerhalbdreier Monate nach Ablauf des Monats , in dem isre das
achtundfünfzigste Lebensjähr vollendet haben.

A r t i I e I 3.
Versetzung von Reichsbeamte« in de« einstweiligen Ruhestand .

8 1-
1. Lebenslänglich angestellte Reichsbeamte, mit Ausnahmeder Mitglieder des Reichsgerichts, des Reichsfinanzhofs und des

Rechnungshofes des Deutschen Reichs können unter Be¬
willigung des gesetzlichen Wartegeldes einstweiilen in den Ruhe¬
stand versetzt werden .

2. Außerplanmäßige Beamte , Beamte , die auf Probe , auf
Kündigung oder auf Widerruf angestellt sind sowie Beamte
im Vorbereitungsdienste können aus dem Reichsdienst entlas¬
sen werden . Soweit außerplanmäßige Beamte und Beamte ,hie auf Probe , auf Kündigung oder auf Widerruf angestellt
sind, eine längere als zehnjährige ruhegehaltsfähige Dienstzeit
zurückgelegt haben, können sie auch unter Gewährung des ge¬
setzlichen Wartegeldes einstweilen in den Ruhestand versetzt
werden.

3 . Die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand verfügt
die oberste Reichsbehörde. Sie kann diese Befugnis auf höhere
Reichsbehörden übertragen .

8 2.
Bei Auswahl der in den einstweiligen Ruhestand zu ver¬

setzenden Beamten fft der Wert ihrer dienstlichen Leistungen
für di« Verwaltung entscheidend .

8 3.
1 . Bei gleichwertigen Leistungen (8 2) sind für die Aus¬

wahl die wirtschaftlichen und die Familienverhältnisse maß¬
gebend.

2. Bei Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse der
verheirateten Beamten sollen Beamte , deren Ehegatte einen
dauernden und gesicherten Erwerb hat , aus dem ein angemes¬
sener Beitrag zu den Kosten deS Haushalts geleistet werden
kann, in erster Linie in den einstweiligen Ruhestand versetzt
werden .

3 . Bei Berücksichtigung der Familierrverhältniffe sollen
vor den anderen Beamten die Wer fettig Jahre alten Be¬

amten , sodann
ledige Beamte vor verheirateten Beamten ,
kinderlos verheiratete Beamte hör verheirateten , verwitweten

und geschiedenen Beamten mit unterhaltsberechtigen
Kindern ,

verheiratete , verwitwete und geschiedene Beamte mit unter¬
haltsberechtigten Kindern nach Maßgabe der Zahl unh
Hilfsbedürftigkeit dieser Kinder

ausgewählt werden . Kinderlos verheirateten Beamten stehen
ledige Beamte gleich , die auf Grund gesetzlicher oder sittlicher
Verpflichtung Familienangehörigen zur Bestreitung des not¬
wendiges Lebensunterhalts regelmäßig einen wesentlichen und
unentbehrlichen Beitrag leisten.

4 . Schwerbeschädigte Beamte sollen , soweit für hie Auswahl
die wirtschaftlichen und die Familienberihältniffe maßgebend
sind , in letzter Linie in den einstweiligen Ruhestand versetztwerden.

8 4.
Die Auswahl der in den einstweiligen Ruhestand au w—setzenden darf durch ihre politische , konfessionelle oder sao« *

'
schastliche Betätigung und durch ihre Zugehörigkeit oderZugehörigkeit zu einer -politischen Partei und zu einem post »;scheu , konfessionellen oder Berussverein nicht beeinflußwerden . ' v

§ 6.
1 . Bor der Versetzung in den einstweiligen Ruhestand ist wBeamten Gelegenheit zur Äußerung zu geben .

^
2. Bei der nach § 8 zu treffenden Auswahl ist auf Antaudes Beteiligten die Beamtenvertretung zu hören .

”
§ 8-

Beamte , die auf Grund dieses Artikels in den einstweilig «,Ruhestand versetzt worden sind oder versetzt werden sollen, jtnj
auf ihren Antrag auch ohne den Nachweis der Dienstunfähig»fett unter Bewilligung des gesetzlichen Ruhegehalts in de«dauernden Ruhestand zu versetzen .

Ermäßigungen beim Steuerabzug
vom Gebalt

□ Die Verhältniözahl beim Steuerabzug vom Gehalt be.
trägt in der Woche

vom 21 .—27 . Oktober 1923 210
. 28. Okt. bis 3. Rov. 1923 6000
„ 4.- 10. November 1923 20000

tatsächliche Ermäßigung (monallich) in Millionen Mark
f . Mann und Frau jedes Kind Werbung-.

je M . M . kosten M.21 .—27. Oktober 151 .2 1008 1280
28. Okt. bis 3. Rov. 4320.— 28800 36000
4 .- 10. November 14400 .— 96000 120000

Bei den Gehaltszahlungen auf 1 . November d. I . durch die
LandeShauptkaffe ist noch die Verhältniszahl 32 in Anwen¬
dung gebracht worden. Demzufolge sind damals als Freiwik
für November am Steuerabzug in Anrechnung gekommen :
bei einem verheirateten Beamten mit
ledigen ohne 1 2 3 ‘4 5

Beamten Kinder Kindern
215,040 238,080 391,680 548,280 698,880 852,480 1006,080

ab 4. November find zuständig
134400 148800 244800 340800 436800 532800 628800
Selbst für den Fall , daß die Verhältniszahl fich nicht mehr

erhöhen würde (was aber nicht wahrscheinlich ist) , ist schon
aus obiger Gegenüberstellung zu ersehen, zu welch ansehnlichen
Beträgen die zu viel einbehaltenen, frühestens auf 1. De-
zomber auszugleichenden Beträge auflaufen werden . E»
bleibt auchzu erwägen, welche Arbeit mit der Ausgleichung der
überhobenen Steuerabzugsbeträge bei der LandeShauptkaffe
als tote Last auf diese Wesse von Monat zu Monat nachge¬
schleppt werden mutz.

Die / rage der Goldlöbne
Die Auffassung des Reichsarbeitsministers .

Im Reichsarbeitsministerium wurde am 31 . Oktober die
Frage des Übergangs zur Berechnung des Lohnes in Goldmark
mit den Spitzenverbänden der Arbeitgeber und Arbestnehmer
eingehend durchgesprochen .

Der ReichSarbeitsnrinister selbst ist der Ansicht, daß an die
.Frage der Umstellung der Löhne in Gold, die für das Ge¬
lingen der Währungsreform von größter Bedeutung ist, von
allen Beteiligten mit äußerster Sorgfalt und Sachlichkeit
herangetreten werden mutz. Wenngleich nicht mehr bestritte»
werden kann, datz auch auf dem Gebiete der Lohnberechnung
der Übergang zur Goldberechnung grundsätzlich berechtigt ist,
so mutz doch der Zeitpunkt der Einführung unter
gung der besonderen Lage der einzelnen Industrie
Werbezweige vorsichtig gewählt werden.

Bei dem derzeitigen Stande der Gütermenge und Güter¬
erzeugung werden die Friedenslöhne nicht erreicht werden kön¬
nen . Mit der Verarmung unserer Wirtschaft, auf die sich da»
gesamte Volk einstellen mutz, werden auch die Arbeiter rechnen
müssen. Datz die Auszahlung der Löhne in wert¬
beständigen Zahlungsmitteln nur nach und nach, und
zwar gemessen an der Zunahme dieser Zahlungsmittel im Ver¬
kehr , erfolgen kann, darauf hat der Reichsarbeitsminister schon
früher hingewiesen.

Was der Beamte für Familie u . Haushalt benötigt
A BST Jetzt oder nie !

■LUM erinnern Sie sich der billigsten , besten
L,| | Henningers Spezial - Gummibesohlung

■ n 145 KAISER - ALLEE 145
Sämtliche Lederreparaturen bestens
Verkauf neuer Schuhwaren .

j Herren - därderobe |
I Empfehle mich für tadellose Ausführung, IT ebenso im Umändern , Reparieren und Aut- T
f bügeln . Auch Pelze werden angefertigt und m
A - umgeändert. X
y Auf Wunsch sofortige Bedienung. T
T HB~ Keine Tarifpreise . 31 f
i HerrmcIiDeiM. inalliiiti . il, in lei, SimlM I
I Beniner . 7

Confectionshaus
Hirschen

95 Kaiserstraße 95

Spezialgeschäft für Herren- u. Knaben
-— Berufs -Kleidung und Wäsche -

Färberei u . chem . Waschanstalt
Telefon 9 ■mawaului Telefon

1953 LJ . ImZaSCn 1953
reinigt und fü ^bt alle in dieses Fach einschlagende Gegenstände

Filialen in allen Stadtteilen
Prompte Bedienung = = ^ .- - ; ■. . , - - : Mäßig « Preise

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Gustav Herdle Nachf . i-tÄSSSST
Telephon 1133 Karlsruhe Waldstraße 44

StempeSfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandiung □ Impressen-Verlag.
■i Sämtliche BOrobedarfsartikel . is

Rasche Bedienung . >- Sauberste Ausführung .

I
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I I ~ _ tür Polizei - u. Gameindsbaamte , Feuerwehrkorps,UniTOrmen Zall - u. Finaaifcaamte. Eis**- u. Straflenbahnur,
Albert Hilbert, G . m . b . H - , Rastatt

Süddeutsche Bekleidungs - Industrie
Filiale : Ludwigshafen a . Rhein , Bismarckstraße 40 .
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dfe GEBRÜDER BACHERT
KARLSRUHE i . B.
Liststr . 5 Tel . 443

Glocken - und Metallgiesserei9 Eisen - und Tempergiesseret |
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